— 303 — 
Geſetz- Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
No. 20. 1—— 


(No- 2123.) Privilegium wegen anderweiter Ausfertigung auf den Inhaber lautender Alt⸗ 
Stettinſcher Stadt - Obligationen zum Betrage von 500,000 Thalern. 
Vom 23. September 1840. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Nachdem von dem Magiſtrat zu Stettin darauf angetragen worden iſt, 
zur Sicherſtellung von der Stadt eingegangener Verpflichtungen, außer den 
ſchon früher ausgefertigten Stadt⸗Obligationen, noch anderweitig zum Betrage 
von 500,000 Fthlr., geſchrieben: Fuͤnfmalhunderttauſend Thaler, dergleichen auf 
den Inhaber lautende und mit Zinsſcheinen verſehene Obligationen ausſtellen 
zu dürfen, und nachdem bei dieſem Antrage im Intereſſe der Stadtgemeine ſo⸗ 
wohl als der Glaͤubiger ſich nichts zu erinnern gefunden hat, ſo wollen Wir, 
in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung 
von Papieren, welche eine ahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, 
zur Ausſtellung von 500, gefhrieben: Fuͤnfhundert Stuͤck Alt⸗Stettinſcher Stadt⸗ 
Obligationen, eine jede zu 1000 Fthlr., geſchrieben: Eintauſend Thaler Kou⸗ 
rant, welche nach anliegendem Schema unter Litt. F. No. 1. bis 500. auszu⸗ 

er ſtellen, mit Drei und ein halb Prozent jährlich zu I und aus dem fuͤr 
die ſtaͤdtiſchen Schulden beſtehenden allgemeinen Tilgungsfonds nach der durchs 
Loos beſtimmten Folge-Ordnung zu tilgen find, durch gegenwaͤrtiges Privilegium 
Unſere Landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß 
ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne 
die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen be⸗ 
ugt iſt. 
* Duc vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter en wird für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen in 
keinerlei Weiſe eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats uͤbernommen. 

Gegeben Sansſouci, den 23. September 1840. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 


Jahrgang 1840. (No. 2123.) x Alt⸗ 
(Ausgegeben zu Berlin den 15. November 1840.) 


— a 


Alt⸗Stettinſche Stadt: Obligation. 


Littr. ge No, 


Rihl rn. Pr. Cour. 


Der Magiſtrat und die Stadtverordneten der hiefigen Stadt bekennen 
ſich, Namens derſelben, durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige Verſchreibung, 
zu einer Schuld von 

„Eintauſend Thalern Preußiſch Kourant“, 

nach dem Muͤnzfuß von 1764., welche gegen Leiſtungen für die hiefige Stadt 
kontrahirt worden. 
a Die Bezahlung geſchieht allmaͤhlig aus einem für die ſtaͤdtiſchen Schul⸗ 
den dieſer Art beſtehenden allgemeinen Tilgungsfonds, wobei die Folgeordnung 
der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen durch das Loos beſtimmt wird, in 
welcher Art alſo Inhaber hieran auch mit dieſer Forderung zu ſeiner Befriedi⸗ 
gung berechtigt wird, und dieſelbe zu erwarten hat. Bis zu dem Tage, daß 
ſolchergeſtalt das Kapital nach der deshalb ergehenden oͤffentlichen Bekanntma— 
chung zu entrichten iſt, wird es in ſechsmonatlichen Terminen, von heute an ge⸗ 
rechnet, mit drei und ein halb vom Hundert, in gleicher Muͤnzſorte, mit jenem, 
verzinſet. Die Ausbezahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße 
Ruͤckgabe der hiermit ausgegebenen Zinsſcheine und dieſer Schuldverſchreibung, 
und wird der Inhaber auf vorſichtige Aufbewahrung dieſer Papiere aufmerk⸗ 
ſam gemacht. f 5 ö H 
| Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadt mit ihrem Kaͤmmerei⸗ und Buͤrgervermoͤgen. an zn 

Dieſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer verordne⸗ 
ten Unterſchrift und Siegel ertheilt. ö 1. nt In 

Alt⸗Stettin, den 


Die Stadtverordneten. 
(L. S) 


Oberbuͤrgermeiſter, Bürgermeifter und Rath. 


Mit dieſer Obligation ſind Zinsſcheine von No. 
bis incl, mit der Unterſchrift des hierunter ver⸗ 
zeichneten Oberbürgermeiſters ausgegeben, deren Rück⸗ 
gabe bei früherer Einlöſung des Kapitals zugleich mit 
der Schuldverſchreibung erfolgt. a 
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(No. 2124.) Allerhöchſte Beſtätigungs⸗Urkunde vom 12. Oktober 1840. über die beigefügten v Leute. 


Statuten der Berlin-Stettiner Eiſenbahn-Geſellſchaft. ee, L. 
AI u. 20 Lee, ga, Go 


. h : : gu, Say II. _ 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König vonn 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


ertheilen hierdurch dem anliegenden, in der General⸗Verſammlung vom 13., 14. 

— und 15. Juni d. J. vereinbarten Statute der Geſellſchaft, welche zur Errich⸗ 
tung und Benutzung einer Eiſenbahn zwiſchen Berlin und Stettin unter der 
Benennung . 

Berlin-Stettiner Eiſenbahn-Geſellſchaft 
zuſammengetreten iſt, unſere Landesherrliche Beſtaͤtigung, fo wie die Zuſtimmung, 
daß es bei der in der vorerwaͤhnten General-Verſammlung bereits erfolgten 
Wahl des Direktoriums und des Verwaltungsrathes ſein Bewenden habe. 

Zugleich genehmigen Wir, mit Vorbehalt der naͤheren Feſtſetzung der 
Bahnlinie und des Bauplans durch Unſeren Handelsminiſter, hiermit die Aus⸗ 
fuͤhrung der vorgedachten Eiſenbahn in der Richtung von Berlin uͤber Bernau, 

„Eberswalde, Angermünde nach Stettin, indem Wir ferner beftimmen, 
daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 
1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, insbeſondere diejenigen uͤber die Ex⸗ 
propriation, auf das obengedachte Unternehmen Anwendung finden ſollen. 
N Die gegenwärtige Beſtaͤtigung und Genehmigung ſoll nebſt dem Sta: 
tute durch die Geſetzſammlung bekannt gemacht werden. 


Gegeben Sansſouci, den 12. Oktober 1840. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Alvensleben. 


Statuten 
der Berlin-Stettiner Eiſen bahn-Geſellſchaft. 


J. Errichtung und Zweck der Geſellſchaft. 


1 


Unter der Benennung: „Berlin-Stettiner Eiſenbahn⸗Geſellſchaft“ iſt ein 
Verein von Aktionairen zur Errichtung einer Eiſenbahn-Verbindung zwiſchen 
Berlin und Stettin zuſammen getreten. 


Go. 212.5 X x 2 F. 2. 


2 


Der Geſellſchaft ſtehen die Rechte einer moraliſchen Perſon und insbeſon⸗ 
dere die Befugniſſe zu, fuͤr ihre Zwecke Grundeigenthum zu erwerben, ohne daß 
es dazu einer beſonderen Genehmigung der vorgeſetzten Behoͤrde bedarf. 


K 2. 


\ Stettin ift das Domizil der Geſellſchaft und der Sitz ihrer Verwaltung 
die Koͤnigliche Regierung und das Koͤnigliche Land⸗ und Stadtgericht daſelbſt 
reſp. ihre unmittelbar vorgeſetzte Behörde und ihr Gerichtsſtand. 


4. 


Der jetzige naͤchſte Zweck der Geſellſchaft iſt, eine Eiſenbahn zwiſchen 
Berlin und Stettin zu jeglicher Art von Transport mittelſt Befoͤrderung durch 
Dampfwagen nach der von den Staatsbehoͤrden zu genehmigenden Konſtruktion 
und Richtung zu erbauen, dauernd zu unterhalten, und die Befoͤrderung der 
Transporte auf derſelben gegen ein Bahn- und Frachtgeld zu bewirken, jedoch 
auch anderen die Transportsbefoͤrderung gegen ein beſtimmtes Bahngeld zu ger 


ſtatten. 
g. >. 


Sollte inzwiſchen in der Folge 

wegen neuer Erfindungen oder Vervollkommnung des Beſtehenden, 
eine andere Art der Bedeckung der Bahn, als mit eiſernen Schienen; 
oder wegen gleicher e e „oder wegen der Art der Geſtaltung 
des Verkehrs, ein anderes Befoͤrderungsmittel, als durch Dampfwa⸗ 
gen, oder die gleichzeitige Anwendung derſelben und anderer Trans⸗ 
portmittel; a 
oder auch die gaͤnzliche Aufgabe eigener Befoͤrderung fuͤr zweckmaͤßig 
geachtet werden, 

ſo liegt es auch in der Beſtimmung der Geſellſchaft, hiervon Gebrauch zu machen. 


§. 6. 


Ferner iſt es deren vorbehaltener Zweck, wenn ſie es gemeinnuͤtzig fuͤr 
den inneren Verkehr und nicht ihrem Intereſſe widerſprechend findet, — unter 
Genehmigung des Staats, Zweigbahnen zu ihrer Bahn anzulegen, auch etwa 
mit den Unternehmern anderer Eiſenbahnen, die in direkter Verbindung mit der 
Bahn der Geſellſchaft ſtehen, Vertraͤge wegen gegenſeitiger Benutzung abzu⸗ 
ſchließen. 

II. Aktien. 


8 
Der Fonds der Geſellſchaft beſteht in der nach dem Anſchlage zur An- 
legung der Bahn und Beſchaffung der erſten Transportmittel inbegriffen eines 
außerordentlichen Zuſchlages von 200,00 Rrhlr. noͤthigen Summe von 
2,724,000 Rthlr., buchſtaͤblich Zwei Millionen Siebenhundert Vier und Zwan⸗ 
zig 


N 


zig Tauſend Thaler Preuß. Courant, welche ſukzeſſive nach dem Bedarf von 
den Aktionairen eingezahlt werden. 
§. 8. 


Ueber dieſe Summe werden ſtempelfrei 13,620 auf jeden Inhaber lau⸗ 
tende, mit Vier Prozent zinsbare Aktien, jede zu 200 Fthlr. ausgefertigt; in⸗ 
zwiſchen ift auch die Theilung einzelner Aktien in halbe Aktien zu 100 Nthir. 
unter gleicher Nummer sub a. und b. zulaͤſſig. Die Aktien werden unter dem 
Namen der Geſellſchaft von drei Direktions-Mitgliedern unterzeichnet und mit 
Zinskoupons und Dividendenſcheinen verſehen, dürfen aber vor Einzahlung des 
vollen Nominalbetrages nicht an die Intereſſenten verabfolgt werden. 


F. 9. 


Die Einzahlung auf die Aktien erfolgt in 10 Raten, jedesmal mit 10 
pCt. ihres Nominalwerths, die erſte Rate unter Anrechnung der zu den Vor⸗ 
arbeiten bereits eingezahlten Einſchuͤſſe. 

Der Termin der einzelnen Einzahlungen wird nach dem Beduͤrfniſſe be⸗ 
ſtimmt und von der Direktion bekannt gemacht. Beſtaͤnde aus ſolchen werden, 
bis zu deren Gebrauch, nutzbar untergebracht (F. 45.) 

Für dieſe Partialzahlungen werden, vom Termine der jedesmaligen Eins 
zahlung an, 4 pCt. pro anno bis zum Tage, von welchem an die Verzinſung 
der auszuhaͤndigenden Aktien beginnt, verguͤtigt. 


F. 10. 


Die Partialzahlungen werden auf beſonderen, mit der Nummer, die der⸗ 
einſt die dafuͤr auszufertigenden Aktien erhalten, verſehenen, auf den Namen des 
erſten Zeichners lautenden und das Anerkenntniß feiner geſchehenen Zeichnung ent- 
haltenen Quittungsbogen, beſcheinigt. Dieſe Quittungsbogen werden deren In⸗ 
habern bei Leiſtung der letzten Partialzahlung gegen die entſprechenden Aktien 
ausgewechſelt. 5 


K. 11. 


Der erſte Zeichner der Aktie iſt für die Einzahlung von 40 pCt. des 
Nominalbetrages der Aktie unbedingt verhaftet, von dieſer Verpflichtung kann 
derſelbe weder durch Uebertragung ſeines Anrechts auf einen Dritten ſich be⸗ 
freien, noch Seitens der Geſellſchaft entbunden werden. 


§. 12. 

Nach eingezahlten 40 pCt. kann die Geſellſchaft die erſten Zeichner der 
Verpflichtung, fuͤr die fernere Einzahlung zu haften, entlaſſen, oder ſie ferner 
beſtehen laſſen. 

§. 13. 

Zahlt während der Dauer der Verbindlichkeit der urſpruͤnglichen Aktio⸗ 

nairs ein Aktionair nicht in den nach $. 29. gehoͤrig bekannt gemachten Termi⸗ 


nen die geforderten Einſchuͤſſe, fo verfällt er in eine Konventionalſtrafe von zwei 
(No. 2123.) und 
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und ein halb pCt. des Nominalwerths der Aktien, fuͤr welche die Leiſtung ruͤck⸗ 
ſtaͤndig geblieben ift, welche die Geſellſchaft außer der ruͤckſtaͤndigen Rate und 
den geſetzlichen Verzugszinſen von ihm einzuklagen befugt iſt. 

Es ſteht ihr aber auch frei, den Aktionair ohne prozeſſualiſches Verfah—⸗ 
ren feines Rechts aus den Quittungsbogen (F. 10.) für verluſtig zu erklaͤren, 
letztere von ihm zuruͤckzufordern und nach erfolgter Ablieferung zu kaſſiren. Geht 
derſelbe binnen 8 Tagen nach einmal oͤffentlich erlaſſener mee nicht ein, 
ſo wird er fuͤr annullirt erklaͤrt, und daß dies geſchehen, unter Angabe der 
Nummer oͤffentlich bekannt gemacht. An die Stelle des kaſſirten oder annullir⸗ 
ten Quittungsbogens wird alsdann ein anderer unter einer neuen Aktiennummer 
ausgefertigt, und durch einen vereidigten Maͤkler fuͤr Rechnung des geſtrichenen 
Aktionairs verkauft. 

Aus der Loͤſung wird die ruͤckſtaͤndige Rate nebſt Zinſen und die Kon- 
ventionalſtrafe, ſo weit es moͤglich, berichtigt; der Aktionair bleibt aber fuͤr den 
etwaigen Ausfall, ſo wie fuͤr die ferneren Einzahlungen bis zu dem Zeitpunkte, 
wo die Verpflichtung der urſpruͤnglichen Aktionairs aufhoͤrt, der Geſellſchaft 
perſoͤnlich verhaftet. Dagegen verliert er jedes Anrecht auf den etwaigen Ueber⸗ 
ſchuß des Verkaufspreiſes gegen die geleiſtete Zahlung, Zinſen, Strafe und Koſten. 


$. 14. ö 

Wird nach erfolgter Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktionairs aus der 
perſoͤnlichen Verbindlichkeit gegen die Geſellſchaft, eine Ratenzahlung nicht inner: 
halb der beſtimmten Friſt geleiſtet, fo wird unter einmaliger öffentlicher Bekannt⸗ 
machung der Nummer des Quittungsbogens, bei welchem der Verzug eingetre⸗ 
ten iſt, deſſen Inhaber aufgefordert, die ſchuldige Rate nebſt einer Konventional⸗ 
ſtrafe von 5 pCt. des vollen Nominalbetrages, fur welchen der Quittungsbogen 
ausgefertigt iſt, einzuzahlen. f 

Erfolgt auch dann innerhalb 4 Wochen nach ergangener Bekanntmachung 
nicht die Zahlung der rückftändigen Quote und der Strafe, fo verfallen die auf 
den betreffenden Quittungsbogen gemachten Einſchuͤſſe der Geſellſchaft, der Bo— 
gen ſelbſt wird fuͤr erloſchen erklaͤrt, und die hierdurch wegfallende Aktiennummer 
wird oͤffentlich bekannt gemacht. An die Stelle des annullirten Quittungsbogens 
wird ein anderer, welcher die naͤmlichen Rechte und Pflichten wie der fruͤhere 
begründet, unter einer neuen Aktiennummer ausgefertigt, und zum Beſten der 
Geſellſchaft oͤffentlich oder an der Boͤrſe durch einen vereideten Maͤkler verkauft. 


§. 15. 
Die Richtigkeit der Ceſſion eines Quittungsbogens zu pruͤſen, ft die Ger 
ſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 
$. 16. 


Alle auf die Aktien zu leiſtende Einſchuͤſſe gehen ſofort in das Gefell- 
ſchaftsvermoͤgen uͤber, und begiebt ſich deshalb mit der inzahlung Jeder der 
eigenen Dispoſition über feine Einſchuͤſſe. 


Ueber 
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Ueber den Nominalbetrag der Aktien hinaus iſt kein Aftionair weder der 
Geſellſchaft noch einem Dritten aus irgend einer aus dem Geſellſchaftsverbande 
fließenden Verbindlichkeit verhaftet. 5 0 

Sollte ſich dagegen nach Beendigung des Baues der Bahn und nach 
Anſchaffung der erſten Transportmittel ergeben, daß hierzu und zum erſten Be⸗ 
triebe das eingeſchoſſene Kapital nicht vollſtaͤndig erforderlich geweſen, jo fol der 
verbleibende Ueberſchuß verhaͤltnißmaͤßig an die Inhaber der Aktien zuruͤckgezahlt 
werden, wenn nicht die Geſellſchaft in ihrer General⸗Verſammlung beſtimmt, daß 
derſelbe ganz oder theilweiſe zum Nefervefonds genommen werde. Dieſer Ueber⸗ 
ſchuß bleibt jedoch bei Berechnung des Anlagekapitals und des davon aufkom⸗ 
menden Reinertrages im Verhaͤltniß zum Staate außer Anſatz. 


K. 17. 


Der Termin zur Auszahlung der Zinſen von den Raten⸗Einſchuͤſſen und 
hiernaͤchſt der Zinfen von den Aktien, und der Dividende (§. 23.) wird durch 
die Öffentlichen Blaͤtter bekannt gemacht. Werden ſolche nicht innerhalb dreier 
Jahre, vom Tage dieſer ergangenen Bekanntmachung an, und nach zweimal 
in Zwiſchenraͤumen von einem Jahre wiederholt erlaſſener öffentlicher Aufforde— 
rung in Empfang genommen, fo verfallen fie der Geſeſllchaft. 


§. 18. 


ö Sollen angeblich verlorne oder gänzlich vernichtete Quittungsbogen, Ak⸗ 
tien oder Zinskoupons und Dividendenſcheine amortiſirt werden, ſo wird das 
Aufgebot nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen erlaſſen. Fuͤr derge— 
ſtalt amortiſirte, ſo wie auch fuͤr zerriſſene oder ſonſt unbrauchbar gewordene, 
an die Geſellſchaft zuruͤckzuliefernde und. gänzlich zu kaſſirende Aktien werden neue 
Aktien oder Quittungsbogen ausgefertigt. 0 u 1228 

Die Emiſſion von Aktien über die oben beſtimmte Zahl, fo wie die Auf: 
nahme von Dahrlehnen, bedarf der Genehmigung des Staats. 


III. Berechtigungen und Verpflichtungen der Aktionairs, als 
: Mitglieder der Geſellſchaft. 


55 F. 20. 1 7 
Jeder Aktionair erhaͤlt nach dem Betrage ſeiner Einſchuͤſſe und reſp. 
Aktien einen verhaͤltnißmaͤßigen Antheil am geſammten beweglichen und unbe⸗ 
weglichen Eigenthume der Geſellſchaft, ſofern er deſſen nicht nach $. 13. und 14. 
verluſtig geht. une hi | ALTE 
Der Gewinn, auf deſſen Gewaͤhrung die einzelnen Mitglieder der Ge⸗ 
e ee e n, beſteht in den jährlichen. Ueberſchuͤſſen der Einnahme. 
Zu dem Ende wird. nach dem Schluſſe jedes Kalender⸗Jahres eine Berech⸗ 
(No. 2124.) nung 


* 


nung der e Einnahme und Ausgabe zugelegt. Von der Einnahme 
werden in Abzug gebracht: N 

1) die effektiv verausgabten Koſten für Beförderung der Transporte und 
die jahrlich in der Regel gleichmaͤßig wiederkehrenden Ausgaben, z. B. 
für Beſoldung, Diäten, Arbeitslohn, Buͤreau⸗, Diskonto⸗ und Reiſe⸗ 
koſten, Grundgeld, Paͤchte, Miethe, im Allgemeinen Alles, was nicht zu 
den Reparaturen und Erſatz des Inventariums gehoͤrt; 

2) die jaͤhrlichen Durchſchnittskoſten und die eben dieſe uͤberſteigenden Ko⸗ 
ſten, infofern fie aus dem Reſerve-Baufonds ($. 22.) nicht gedeckt 
werden, fuͤr Reparaturen der Bahn, der Gebaͤude, der Maſchinen und 
Fuhrwerke jeglicher Art ꝛc. und die Koſten der von Zeit zu Zeit noͤthig 
werdenden Neu-Anſchaffung und Ergänzung bei vorbemerkten Gegen— 
ſtaͤnden, — nach einem von Sachverſtaͤndigen vor der Eröffnung der 
Bahn zu fertigenden und von Zeit zu Zeit, wenigſtens alle drei Jahre 
zu revidirenden und reſp. zu rektifizirenden Anſchlage. 


$. 22. 


Der Ueberſchuß der vorſtehend sub 2. bemerkten, anſchlagsmaͤßigen Re⸗ 
paratur⸗ und Ergaͤnzungskoſten gegen die jedesmaligen effektiven Ausgaben für 
dieſe Gegenſtaͤnde wird zu einem beſonderen Reſerve-Baufonds geſammelt und 
verrechnet, aus welchem in den betreffenden Jahren die eintretenden ordentlichen 
Haupt⸗ Reparaturen und Ergänzungen, nach Verwendung der jaͤhrlichen, etats⸗ 
maͤßig dafuͤr beſtimmten Summe, beſtritten werden. 


$. 23. 


Aus den nach $. 21. zu berechnenden jaͤhrlichen Einnahme⸗Ueberſchuͤſſen 
werden zunaͤchſt die Zinſen der Aktien mit 4 pCt. entnommen, fo weit dieſe Ue⸗ 
berſchuͤſſe dazu hinreichen, und der Ueberreſt wird gleichmaͤßig auf die Geſammt⸗ 
zahl der Aktien als beſondere Dividende vertheilt. 


F. 24. 


Betragen jedoch die Zinſen und Dividende mehr denn 6 pCt. des Ak⸗ 
tienfapitals, ſo werden von dem Betrage über 6 pCt.⸗20 pCt. zu einem Re⸗ 
ſerve⸗Fonds für unerwartete Einnahme-Ausfaͤlle, Verbeſſerungen und außerge⸗ 
gewöhnliche Ausgaben genommen. Inzwiſchen bleibt den e der Ge⸗ 
ſellſchaft vorbehalten, auch in einzelnen Faͤllen, oder auf beſondere Veranlaſſung, 


einen höheren Beitrag von den 6 pCt. oder ſelbſt auch ſchon einen Beitrag 


von den A pCt. uͤberſteigenden Gewinnen zu dem Reſerve-Fonds feſtzuſetzen. 
$. 25. e | 


Saͤmmtliche Aktionairs koͤnnen an den Berathungen der Geſellſchaft in 
der General⸗Verſammlung Theil nehmen. Fremde ſind ausgeſchloſſen. 


$. 26. 


15 ö Zur Theilnahme an den Beſchluͤſſen der General⸗Verſammlungen gehört 
jedoch der eigenthuͤmliche Beſitz von mindeſtens fuͤnf ganzen Aktien. u 
e⸗ 


. 


Bevormundete und moraliſche Perſonen, Korporationen, öffentliche Inſtitute, Ge⸗ 
meinden und Behoͤrden koͤnnen darin durch ihre Vertreter, auch wenn dieſe 
nicht Aftionaire find; am Erſcheinen Behinderte nur durch Aktionaire repräfen- 
tirt werden. 

$. 27. 


Die Stimmberechtigung in den General⸗Verſammlungen wird folgender⸗ 


maßen feſtgeſetzt: 
25 5 — 14 Aktien 1 Stimme 


15 — 24 ⸗ 2 ⸗ 
25 — 39 + 3 . 
40 — 59 > 4 5 
60 — 89 = 5 z 
90 — 119 = 6 ⸗ 
120 — 159 ⸗ 2 £ 
160 — 199 2 8 2 


200 und darüber 10 


Dei Zählung der Aktien werden die eigenen mit den aus Vollmacht vertretenen 
zuſammengerechnet. 


* 


9. 28. 


Zu Mitgliedern des Direktoriums und des Verwaltungs-Raths und 
zu deren Stellvertretern koͤnnen nur diejenigen erwaͤhlt werden, welche minde⸗ 
ſtens 5 Aktien eigenthuͤmlich beſitzen, welche ji während der Dauer ihrer Funk⸗ 
tion bei der Geſellſchaft deponiren. Es duͤrfen dieſelben nie in mittelbaren oder 
unmittelbaren Kontraktsverhaͤltniſſen mit der Geſellſchaft ſtehen, und muͤſſen 
ihre Stelle niederlegen, wenn ſie ein Verhaͤltniß der Art begruͤndet ſehen wollen, 
eben fo find im Konkurſe begriffene Individuen, oder ſolche, die ihre Zahlun⸗ 
gen eingeſtellt, und ſich nicht vollſtaͤndig mit ihren Glaͤubigern regulirt haben, 
von dieſen Stellen ausgeſchloſſen. 


$. 29. 


Die in der Preußiſchen Staatszeitung zu Berlin, den Boͤrſennachrichten 
der Oſtſee und in der Stettiner Zeitung Seitens der Geſellſchaft oder deren 
Vertreter für die Aftionairs ergehenden Mittheilungen, Aufforderungen zur Zah⸗ 
lung, Einladungen zur Verſammlung und uͤberhaupt jegliche Art von Bekannt⸗ 
machung, die Angelegenheit der Geſellſchaft und die Verhaͤltniſſe ihrer Mitglie⸗ 
der zu derſelben betreffend, find für jeden Inhaber von Aktien vollkommen 
e ſchriftliche Bekanntmachungen. ö 

Eine Mittheilung, wodurch eine Handlung oder Erklaͤrung der Aktio⸗ 
nairs verlangt wird, muß mindeſtens dreimal, das erſte Mal mindeſtens vier 
Wochen vor dem dazu beſtimmten Präktufiv- Termine, in obigen öffentlichen 
Blättern eingeruͤckt ſeyn. Geht eins der genannten drei oͤffentlichen Blätter 
ein, ſo genuͤgt die Bekanntmachung in den beiden andern bis zur anderweitigen 
Beſtimmung der naͤchſten General: Derfammlung. 

Jahrgang 1840. (No. 2123.) Y y IV. Ver⸗ 
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IV. Verwaltung der gemeinfhaftlihen Angelegenheiten der 
Geſellſchaft im Allgemeinen. i 


b. 30. 


Die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten der Geſellſchaft werden theils durch 
das Direktorium, theils durch den Verwaltungsrath, theils durch Beſchluͤſſe 
der Geſellſchaft in ihrer re wahrgenommen und beforgt. 

Das Direktorium führt die Verwaltung und iſt Nepräfentant der Ge⸗ 
ſellſchaft. Der Verwaltungsrath vertritt in beſtimmten Faͤllen die Geſellſchaft 
dem Direktorium gegenuͤber und fuͤhrt die Kontrolle ſeiner Verwaltung. 


Der 5 r ee ſtehen im Allgemeinen die organiſchen Be: 


ſtimmungen zu, wie nachſtehend ſolches naͤher feſtgeſetzt oder modifizirt wird. 


V. Direktorium. 
$. 31. 


Das Direktorium befteht aus fünf Mitgliedern und drei Stellvertretern 

derſelben welche ſaͤmmtlich in Stettin wohnhaft ſeyn muͤſſen. 
$. 32. 

Die Wahl derſelben geſchieht auf Vorſchlag des Verwaltungsraths 
durch die Generalverſammlung, dergeſtalt, daß der Verwaltungsrath fuͤr jede 
zu beſetzende Stelle — Direktoren oder Stelloertreter — drei Kandidaten vor⸗ 
ſchlaͤgt, doch vorbehaltlich, daß auch jeder ſtimmberechtigte Aktionair ein anderes 
Mitglied noch hinzufuͤgen kann, und die Generalverſammlung uͤber jeden Ein⸗ 
zelnen abſtimmt. f a f 
f 75 Erwaͤhlung iſt nicht abſolute Stimmenmehrheit erforderlich, ſondern 
die bloß relative Mehrheit entſcheidet und zugleich auch ſo, daß der oder die, 
welche die meiſten Stimmen erhalten, zu Direktoren, und der oder die darauf 
folgenden zu Stellvertretern erwaͤhlt ſind. 

§. 33. 

Die Wahl erfolgt für drei Jahre; am Schluſſe des erſten Jahres ſchei⸗ 
det einer der Direktoren, am Schluſſe des zweiten ſcheiden zwei, und am 
Schluſſe des dritten abermals zwei aus, und ſofort in der naͤmlichen Reihefolge. 
Bei dem Ausſcheiden entſcheidet die Anziennitaͤt, oder, wo dieſe keinen Anhalt 
gewaͤhrt, das Loos. Der Ausſcheidende iſt waͤhrend der Bauzeit 5 5 nach 
Beendigung der Bauzeit erſt nach Ablauf eines Jahres wieder waͤhlbar. 


$. 34. 


Die fuͤnf Direktoren nebſt den drei Stellvertretern bilden das Kollegium 
der Direktoren, in welchem jedoch von den Letzteren in den Sitzungen nur fo 


viele eine Stimme haben, als noͤthig ſind, um bei etwaiger Abweſenheit eines 


oder mehrerer der Direktoren die Zahl Fuͤnf voll zu machen; außerdem nehmen 
die Stellvertreter zwar an den Berathungen Theil, geben jedoch dabei keine 
entſcheidende Stimme ab. Die eintretende Stimmfaͤhigkeit der Stellvertreter 

wird 
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wird bedingt durch ihre Anziennitat, oder, bei gleicher Anziennität, durch die 
bei der Wahl gehabte Stimmenzahl. 
§. 35. 


Fuͤr die Stellvertreter findet kein periodiſches Austreten ſtatt, ſondern 
deren Ergänzung durch neue Wahl erfolgt, wenn ihre dreijährige Wahlzeit be⸗ 
endigt iſt, oder Jemand aus ihrer oder der Direktoren Mitte bleibend aus⸗ 
ſcheidet, in der naͤchſten General⸗Verſammlung, wo dann, wenn durch ein ſol⸗ 
ches bleibendes Ausſcheiden eines der Direktoren waͤhrend der Dienſtzeit, einer 
der Stellvertreter in die Zahl derſelben, wie dies hierdurch feſtgeſetzt wird, blei⸗ 
bend eintrat, dieſer hiermit die noch übrige Dienſtzeit des Ausſcheidenden über: 
nehmen ſoll, ſey es nun, daß ſeine eigene Dienſtzeit als Stellvertreter noch laͤn⸗ 
gere oder Fürzere Zeit gedauert haben wuͤrde. 


Sollte einmal der Fall eintreten, daß durch das Ausſcheiden mehrerer 
Mitglieder des Direftorii die augenblickliche Ergänzung von Stellvertretern nd- 
thig wuͤrde, fo hat der Verwaltungsrath bis zur nächften General⸗Verſammlung 
interimiſtiſche Stellvertreter aus den Aktionairs zu waͤhlen. 


F. 36. 


a Niemand kann zur Uebernahme des Amts eines Direktors und deſſen 
Stellvertreters gezwungen werden, auch ſteht es als Regel jedem bereits in dieſe 
Funktion Getretenen frei, beliebig wieder auszuſcheiden, nachdem er zuvor die 
ihm etwa ſpeziell uͤbertragenen Geſchaͤfte ausgefuͤhrt, oder dergeſtalt abgewickelt 
hat, daß ſie auf einen Anderen, ohne daß es dabei ſeiner ferneren Zuziehung, 
Information, Rechnungslegung ꝛc. bedarf, vollſtaͤndig und rein übergehen koͤnne. 
Sollten aber ſeit der letzten ordentlichen General-Verſammlung bereits 
drei Mitglieder des Direktorii ausgeſchieden ſeyn, ſo darf keines der uͤbrigen 
vor der naͤchſten General⸗Verſammlung aus eigenem Willen austreten, ſondern 
muß bis dahin ſein Amt verwalten. 


Geſchaͤhe die Anmeldung von mehreren voͤllig gleichzeitig, ſo hat der Ver⸗ 
waltungsrath zu entſcheiden, wer verbleiben muß. 


$. 37. 


Die Direktoren verwalten ihr Amt ohne Gehalt oder Tantième; nur 
Auslagen werden ihnen erſtattet. 


F. 38. 


; Die Geſchaͤfte werden von den Direktoren, unter Leitung eines, von ih⸗ 
nen aus ihrer Mitte jahrlich zu waͤhlenden Vorſizenden, oder deſſen Stellver⸗ 
treters kollegialiſch betrieben. ö 
Zu dieſem Behufe verſammeln fie ſich regelmäßig an zuvor beſtimmten 
Tagen ohne weitere Einladung; für außergewöhnliche Verſammlungen muß min⸗ 
deſtens Tages zuvor an ſaͤmmtliche Mitglieder des Direktorü beſondere ſchrift⸗ 
liche Einladung ergehen. 5 
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Inzwiſchen bleibt es dem Direktorio uͤberlaſſen, die nach ihrer Anſicht 
— geeigneten Gegenſtaͤnde unter Einzelne zum ſelbſtſtaͤndigen Betriebe zu 
vertheilen. 


§. 39. 


ur Guͤltigkeit kollegialiſcher Beſchluͤſſe, welche in den Verſammlungen 
nach abfoluter Stimmenmehrheit der Anweſenden und, wenn die Stimmen 
gleich find, nach der Entſcheidung des Vorſitzenden abgefaßt werden, muͤſſen we⸗ 
nigſtens von den nach $. 38. berufenen ſaͤmmtlichen Mitgliedern drei anweſend 
ſeyn. Die über die Beſchluͤſſe abzufaſſenden Konferenzprotokolle oder Dekrete 
muͤſſen außer von dem orſitzenden, noch von einem anderen Mitgliede des 
Direktorü gezeichnet werden. 


F. 40. 


Die Pa Ausfertigungen werden unter der Unterſchrift: 
„Direktorium der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗Geſellſchaft“ a 
falls es oͤffentliche Bekanntmachungen, Berichte an obere Behoͤrden, Kontrakte, 
Vollmachten, Beſtallungen und Kaſſendispoſitionen von 1000 Rthlr. und dar⸗ 
uͤber ſind, von dem Vorſitzenden und zwei Mitgliedern, alle uͤbrigen von jenem 
allein, oder bei deſſen Abweſenheit von ſeinem Stellvertreter unterzeichnet. Lie⸗ 


ferungskontrakte und alle Anweiſungen auf die Hauptkaſſe werden vom Spe⸗ 
zial⸗Direktor kontraſignirt. 


$. 41. 


Die Direktoren verwalten die Angelegenheiten ihres Amts nach beſter 
Einſicht und eigener Ueberzeugung und find nur für Verletzungen der allgemei⸗ 
nen geſetzlichen und der beſonderen Beſtimmungen dieſes Statuts aus Vorſatz 
oder grobem Verſehen, insgeſammt oder einzeln, je nachdem die Verletzung ih⸗ 
nen zur 2 fällt, der Geſellſchaft verhaftet. Außerdem aber ſteht der Geſell⸗ 
chaft das Recht zu, ein jedes Mitglied des Diveftorii zu jeder Zeit von ſeinem 

mte zu entfernen. Eine ſolche Entfernung vom Amte kann jedoch nur in der 
General⸗Verſammlung durch Stimmenmehrheit ausgeſprochen werden, jedoch 
nur in dem Falle, daß der Verwaltungsrath, welcher einen ſolchen Beſchluß 
nur mit der Majoritaͤt von zwei Drittel der anweſenden Stimmen faſſen darf, 
einen Antrag der Art an die General⸗Verſammlung richtet. In hoͤchſt dring⸗ 
lichen und bei Verzug mit Gefahr drohenden Fällen ſteht dem Verwaltungs⸗ 
Rathe das Recht zu, ein oder mehrere Mitglieder des Direftorii, wobei er je⸗ 
doch dafuͤr zu ſorgen hat, daß der Geſchaͤftsgang nicht leide, vom Amte mit 
der naͤmlichen Stimmenmajoritaͤt zu ſuspendiren; in ſolchem Falle muß aber in 
einer 5 ſechs Wochen nach eingetretener Suspenſion abzuhaltenden Ge⸗ 
neral⸗Verſammlung das Verfahren des Verwaltungsraths ſanktionirt oder ver⸗ 
worfen werden. 5 n BET 


„ 


Als Verwalter der ir Angelegenheiten der Geſellſchaft iſt das 
Direktorium derſelben gegenuͤber ſelbſtſtaͤndig und ohne weitere Ruͤckfragen an 
den 
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den Verwaltungsrath oder an die General⸗Verſamm lung, als in den ausdrück- 
lich nachfolgend beſtimmten Faͤllen berechtigt, Alles und Jedes, wozu irgend die 
Geſellſchaft befugt oder wofuͤr ſie Verpflichtungen zu uͤbernehmen verbunden und 
berechtigt iſt, auszufuͤhren und zu vollziehen, alſo namentlich zur Erbauung und 
Unterhaltung der Bahn, zur Beſchaffung der Transportmittel und Beſorgung 
der Transportbefoͤrderung, zum Ankauf und Verkauf von Grundſtuͤcken, zur 
Einziehung, Aufbewahrung, Verwendung der Gelder, zur Aufſtellung des Etats, 
ſtruktion, Anſtellung und Beſoldung der Beamten und Arbeiter innerhalb des 
kats, und uͤber denſelben hinaus nur interimiſtiſch bis zur Anfertigung des 
naͤchſten Etats. 5 { 
. 43. 


Die von dem Direktorium als Repraͤſentanten der Geſellſchaft in deren 
ſaͤmmtlichen Angelegenheiten mit allen und jeden Behörden im In- und Aus- 
lande und mit jeglicher Perſon gepflogenen Verhandlungen und von demſelben 
vorgenommene Handlungen und die daruͤber unter vorſchriftsmaͤßiger (F. 40.) 
Unterſchrift erfolgten Ausfertigungen, abgeſchloſſenen Kontrakte ꝛc. ſind vollſtaͤn⸗ 
dig die Geſellſchaft verpflichtend, ohne daß es irgend einer weiteren Bevollmaͤch⸗ 
tigung deſſelben, auch nicht in den Faͤllen, wo das Allgemeine Landrecht Th. I. 
Titel 13. $. 90 seq. eine Spezialvollmacht N auch ohne daß es je eines 
Nachweiſes bedarf, ob dem Direktorio ſelbſtſtaͤndig zu verfahren zuſtand, oder 
daſſelbe dazu noch einer Genehmigung Seitens des Verwaltungsraths oder der 
General⸗Verſammlung bedurfte. 

ur Öffentlichen und offiziellen Legitimation der Direktoren ſoll eine nach 
erſter Wahl und hiernaͤchſt bei jeder Veraͤnderung von dem Direktorium ſelbſt 
na Benachrichtigung an die vorgeſetzte Regierung und an die Magiſtraͤte 
in Berlin und Stettin gische und genuͤgen und zugleich daruͤber eine einma⸗ 
lige Anzeige in der Preußiſchen Staatszeitung, in den Nachrichten der Oſtſee 
und in der Stettiner Zeitung, und eine Bekanntmachung an der Boͤrſe zu Ber⸗ 
lin und Stettin geſchehen. 7 


Beſchraͤnkt iſt das Direktorium bei ſeiner Verwaltung in Folgendem: 
1) bei der Annahme des entworfenen Bauplans und des gefertigten An⸗ 
N cage und bei dem Beſchluſſe, daß die Ausführung beginnen ſoll; 
2) bei Ausführung der, $$. 5. und 6. vorbehaltenen Aenderungen und 
Neuerungen; 
3) bei Kreirung neuer Aktien über den $. 7. beſtimmten Betrag und bei 
Aufnahme von Darlehnen; f 
4) bei Beſtimmung der zu vertheilenden Dividende und extraordinairen Lei⸗ 
ſtung zum Reſervefonds. ($. 16. und 24.) N 
Bei dieſen Gegenftänden bedarf es außer der Genehmigung des 
Staats, in den geeigneten Faͤllen, des Beſchluſſes der General⸗Verſammlung. 


F. 45. 


Ferner iſt das Direktorium beſchraͤnkt: 
1) bei beabſichtigten Abweichungen vom Bauplane, welche zuſammen an⸗ 
Ge 21 ſchlags⸗ 
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ſchlagsmaͤßig die Geſammtſumme des urſpruͤnglich genehmigten Anſchla⸗ 
ges um 5 Prozent überfteigen; 

1a) das Direktorium iſt verpflichtet, Lieferungs⸗ und Entrepriſekontrakte der 
Regel nach im Wege der Submiſſion oder der Lizitation abzuſchließen. 
Haͤlt es das Direktorium fuͤr zweckmaͤßiger, daß die Kontrakte auf an⸗ 
dere Weiſe abgeſchloſſen werden, ſo iſt es verpflichtet, dieſe Abweichung 
von der Regel gegen den Verwaltungsrath ſpaͤter zu motiviren; 

2) bei Feſtſtellung der Termine zu den Rateneinzahlungen und bei einer an⸗ 
deren, als bei einem öffentlichen Inſtitute beliebten interimiſtiſchen nutzba⸗ 
ren Unterbringung der aus jenen Einziehungen vorhandenen Beſtaͤnde 


(. 9); 

3) 90 Aufhebung der Verpflichtung der erſten Zeichner weiter, als fuͤr die 
erften 40 Prozent zu haften (F. 12.); 

A) bei den Vorſchlaͤgen zur Regulirung des Bahngeldes und der Feſtſtel⸗ 
lung der Frachtpreiſe ($. 4.); N 

3) bei der Anſtellung der Beamten in Folgendem: 


a) daſſelbe kann mit Ruͤckſicht auf $. 42. die Beamten nur auf Kuͤn⸗ 
digung oder fuͤr eine beſtimmte, Fuͤnf Jahre nicht uͤberſchreitend 
Friſt anſtellen; nach Ablauf einer fünfjährigen Dienſtleiſtung als 
tüchtig befundene Beamte, deren anderweitige Anſtellung über 5, 
aber hoͤchſtens bis zu 10 Jahren hinaus bei dem Verwaltungs⸗ 
Rathe vorſchlagen und mit deſſen Zuſtimmung ausfuͤhren, in kei⸗ 
nem Falle aber Penſionsberechtigung ertheilen; SER 

b) nicht Gehalte über 500 Rthlr. jaͤhrlich, noch außerordentliche Re⸗ 
munerationen an Beamte, welche im Laufe eines Jahres 10 Pro⸗ 
zent ihres jaͤhrlichen Amtseinkommens uͤberſteigen, bewilligen 
Doch ſind hierunter temporaͤr nicht uͤber ein Jahr hinausgehende 
Diaͤten fuͤr außergewoͤhnliche Geſchaͤfte an Nichtbeamte der Ge⸗ 
ſellſchaft, oder Verguͤtigung fuͤr Reiſen von Beamten nicht be⸗ 


griffen; 
c) nicht ſelbſtſtaͤndig die beiden von ihm zu waͤhlenden erſten Beam⸗ 
ten der Geſellſchaft anſtellen, naͤmlich: 


den Spezial⸗Direktor, und | 
den Baubeamten, der während des Baues und hiernaͤchſt ſaͤmmt⸗ 
liche techniſche Arbeiten leitet. 


uͤr beide entwirft das Direktorium eine Inſtruktion, die vom 
Verwaltungsrath genehmigt und der naͤchſten General⸗Verſamm⸗ 
lung vorgelegt werden ſoll. 


Zur Ausfuͤhrung der vorſtehenden, der alleinigen und unbegränzten Ver⸗ 
fuͤgung des Direktoriums entzogenen Angelegenheiten bedarf es Br Bien 
des Verwaltungsraths, die jedoch nicht zur Ueberſchreitung der Beſtimmung 
ad da. genügt, indem ſolche als eine fo unbedingte angenommen wird, daß da⸗ 
von nur im Wege und in Form der Abaͤnderung des Status abgewichen wer⸗ 


den kann. 


9 46 
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§. 46. 
Das Direktorium iſt verpflichtet: 

1) am Schluſſe jedes der erſten 3 Quartale des Jahres einen Bericht über 
feine Verwaltung und die Lage der Geſchaͤfte, welcher auch die allgemei⸗ 
nen Prinzipien der Geſchaͤftsausfuͤhrung, namentlich das Verfahren bei 
Abſchließung von Lieferungs⸗ und Entrepriſekontrakten enthalten muß, 
fuͤr den Verwaltungsrath anzufertigen; ö 

2) am Schluſſe des Jahres einen umfaſſenden Bericht der Art fuͤr die 
„ abzufaſſen und dem Verwaltungsrathe zu uͤber⸗ 
geben; 

3) nach Beendigung des Baues und hiernaͤchſt von 3 zu 3 Jahren einen 
Einnahme⸗ und einen Ausgabe⸗Etat aufzuftellen und denſelben dem Ver: 
waltungsrathe zur Genehmigung vorzulegen; 

4) und endlich binnen 3 Monaten nach Abſchluß jedes Kalenderjahres dem 
Verwaltungsrathe vollſtaͤndige Rechnung zu legen. 


VI. Verwaltungsrath. 
L. 47. 


Der Verwaltungsrath beſteht aus 12 Mitgliedern und A Stellvertre⸗ 
tern, von welchen zuſammen mindeſtens 4 aus den in Stettin und 4 aus den 
in Berlin wohnhaften Aktiongirs, die übrigen ohne Beſchraͤnkung ruͤckſichtlich 
ihres Wohnorts, durch die General⸗Verſammlung in ihrer jährlichen ordentli— 
chen Verſammlung gewaͤhlt werden. 

Jedem darin anweſenden Mitgliede ſteht es zu, zu dieſem Amte Jemand, 
der nach F. 28. wahlfaͤhig iſt, in Vorſchlag zu bringen. Ueber ſaͤmmtliche Vor⸗ 
geſchlagene wird abgeſtimmt und die Wahl auch hier, wie $. 32. feſtſetzt, nach 
relativer Stimmenmehrheit vollzogen. 


$. 48. 


Die Wahl geſchieht auf 3 Jahre. Jaͤhrlich ſcheiden 4 Mitglieder aus, 
in Beziehung auf welches Ausſcheiden, wie in Beziehung auf die Wirkſamkeit 
der Stellvertreter ganz analoge Beſtimmungen Anwendung finden, wie 15 hin⸗ 
ſichtlich der Direktoren $. 33. und 34. gemacht worden find. 


9. 49. 


Die Uebernahme des Amts und der Austritt aus demſelben iſt freiwillig, 
Remuneration wird fuͤr deſſen Verwaltung nicht gegeben, nur die vorkommen⸗ 
den Auslagen werden erſtattet. Der Verwaltungsrath ift berechtigt, bei Der: 
waltung feines Amts jede Huͤlfe auf Koſten der Geſellſchaft fih zu verſchaffen, 
die ihm noͤthig ſcheint. ö 

$. 50. 


Die he werden kollegialiſch betrieben, zu welche Behufe ſich die 
Mitglieder regelmaͤßig alle drei Monate und außerordentlich, wenn es dem Vor⸗ 
ſitzenden noͤthig erſcheint, oder wenn drei Mitglieder darauf antragen, in Stet⸗ 
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tin verſammeln. Die Beſchluͤſſe werden durch Stimmenmehrheit entſchieden, 
bei Gleichheit der Stimmen durch den Vorſitzenden, welchen der Verwaltungs⸗ 
rath aus ſeinen in Stettin wohnhaften Mitgliedern nebſt einem Stellvertreter 
1 jährlich gleich nach ſtattgefundener ordentlicher General⸗Verſammlung 
erwaͤhlt. 


$. 51. 


Zur Gültigkeit der Beſchluͤſſe iſt die Anweſenheit von 7 Mitgliedern er⸗ 
forderlich; die Ausfertigung derfelben erfolgt mit 3 Unterſchriften, worunter die 
des Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreters. 


$. 52. 


Der Verwaltungsrath hat keine unmittelbare Wirkſamkeit nach außen, 
ſondern iſt in nachfolgend beſtimmter Art der Vertreter der innern Rechte der 
Geſellſchaft gegen das Direktorium, uͤbt die Kontrolle der ganzen Geſchaͤftsfuͤh⸗ 
rung und hat insbeſondere ine wachen, daß überall das Beſte der Ge⸗ 
ſellſchaft wahrgenommen und die Vorſchriften des Statuts befolgt werden. 

1) Der Verwaltungsrath pruͤft in ſeinen Verſammlungen und etwa noch 
durch beſondere Kommiſſarien die nach $. 46. ihm zugehenden Verwal⸗ 
tungsberichte und Etats des Direktoriums, welche Letztere ſeiner Feſtſetzun 
unterliegen, hat aber außerdem auch die Berechtigung, jederzeit Auskunft 
uͤber einzelne Verwaltungsgegenſtaͤnde zu verlangen, kann auch durch 
Kommiſſarien die Akten, Buͤcher und Rechnungen des Direktoriums in 
deſſen Bureau einſehen und die Kaffe revidiren. Auf den Grund der 
hierdurch oder auch ſonſt erlangten Kenntniß kann der Verwaltungsrath 
dem Direktorio Bemerkungen und Vorſchlaͤge machen, welche jedoch, in⸗ 
ſoweit fie die dem Direktorio allein zuſtehende Geſchaͤftsfuͤhrung, mithin 
nicht die $. 44. und Ad. ausgenommenen Angelegenheiten betreffen, nur 
konſultativ ſind. 

2) Wegen der Jahresrechnung ſteht dem Verwaltungsrathe die Abnahme, 
alſo ſpezielle Reviſion derſelben und der Belaͤge, Monirung und De⸗ 
charge, oder Verfolgung der unerledigt bleibenden Monita zu. f 

3) Gehört es zu feiner Kompetenz, in den nach $. 41. dazu geeigneten Faͤl⸗ 
len das Direktorium oder ein einzelnes Mitglied deſſelben, Letzteres, Falls 
es nicht vom Direktorio ſelbſt geſchieht, auf geſetzlichem und dem ſonſt 
in dieſem $. vorgeſchriebenen Wege in Anſpruch zu nehmen. N 

4) Demnaͤchſt übt derſelbe eine Theilnahme an der Verwaltung in den 
$. 45. ae Faͤllen, wobei feine Entſcheidung für das Direftorium 
bindend iſt. N 

Glaubt daſſelbe ſich dabei nicht beruhigen zu koͤnnen, fo ſteht ihm 
frei, den Gegenſtand zur Entſcheidung der General⸗Verſammlung zu 
bringen, oder ſich mit Zuſtimmung des Verwaltungsraths in ein Kolle⸗ 
gium, in welchem der Vorſitzende des Verwaltungsraths die Verhand⸗ 
lung leitet und bei Stimmengleichheit entſcheidet, zu vereinigen, die Sache 

u eroͤrtern und zur Entſcheidung zu bringen. on dieſer gemeinfamen 

Euſcheidung findet keine Berufung an die General⸗Verſammlung 484 
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Wahrend der Erörterung über die erſte Entſcheidung des Verwal⸗ 
tungsraths gilt ſolche als Interimiſtikum. 
5) rk derfelbe befugt, außerordentliche General» Berfammlungen 
zu veranlaſſen. 
Zu ſolchen, fü wie auch zu den vom Direktorio verlangten, beſtimmt 
der Vorſitzende des Verwaltungsraths den Termin, und das Direkto⸗ 
rium erlaͤßt die Einladung dazu. 


VII. General⸗Verſammlung. 
$. 33. 


Am letzten Donnerſtag jeden Mai⸗Monats findet die ordentliche jaͤhrliche 
General-Verſammlung der Geſellſchaft in Stettin ſtatt. N 

Bei der oͤffentlichen Einladung zu derſelben bedarf es keiner Bekannt⸗ 
machung der zu verhandelnden Gegenſtaͤnde, wohl aber bedarf es deren kurzer 
und allgemeiner Andeutung bei Einladung zu außerordentlichen Verſammlungen. 
Eine gedruckte Ueberſicht der in der General-Verſammlung zur Berathung Eom- 
menden Gegenſtaͤnde muß, und zwar in der dort ſeſtzuhaltenden Reiheſolge, min⸗ 
deſtens acht Tage vor der Verſammlung zur Entgegennahme der Aktionairs 
bereit ſeyn. Auswaͤrtigen wird dieſe Ueberſicht auf Verlangen auf ihre Koſten 
zugeſandt. en 

Ausnahmsweiſe kann auch ſpaͤter Eingehendes zur Berathung kommen. 

§. 54. 

Die zu denſelben erſcheinenden Aktionairs muͤſſen ſich einige Tage vor 
derſelben (an welchen, wird mit in der oͤffentlichen Einladung beſtimmt) uͤber 
15 Stimmrecht durch Produzirung ihrer Aktien oder ſonſt genuͤgendes Zeugnifi 
ihres Beſitzes derſelben und bevor die Ausfertigung der Aktien erfolgt iſt, durch 
die uͤber die geſchehenen Zeichnungen ertheilten Beſcheinigungen und ſpaͤter durch 
die Quittung uͤber die letzte Ratenzahlung, ſo wie Bevollmaͤchtigte durch ihre 
Vollmacht, deren Unterſchrift, wenn ſolche nicht als dem Direktorium bekannt 
anzunehmen iſt und von dieſem ſo angenommen wird, beſcheinigt ſeyn muß, 
ausweiſen, und erhalten daruͤber und uͤber die ihnen danach zuſtehende Stim— 
menzahl ein Zeugniß eines Deputirten des Direftori und des Verwaltungs: 
Raths, womit ſie ſich beim Eintritt in die Verſammlung legitimiren. 


$. 55. 


Den Vorſitz in den General⸗Verſammlungen führt der Vorſitzende des 
Verwaltungsraths als Vorſteher der Geſellſchaft, oder fein Stellvertreter. Er 
ordnet die Folge der zu verhandelnden Gegenſtaͤnde, ertheilt das Wort, ordnet 
die Formalien der Abſtimmung, beſtimmt einen Notar zur Abfaſſung des Pro— 
tokolls, deſſen Vollziehung von dieſem, von ihm, von dem Vorſitzenden des 
Direktoriums und mindeſtens ſechs anderen Mitgliedern der Verſammlung 
erfolgt. 

Rs Das Original hiervon verbleibt bei dem Verwaltungsrathe, eine von 
dieſem vollzogene Abſchrift erhaͤlt das Direktorium. * 
Jahrgang 1820. (No. 2124.) 33 5. 56. 
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$ 56. 


Die Beſchluͤſſe der General: Verfammlung werden, wenn keine Ausnah⸗ 
men beſtimmt ſind, durch abſolute Stimmenmehrheit gefaßt. 


$. 87. 


Die gewoͤhnlichen Verhandlungen der jaͤhrlichen ordentlichen General— 
Verſammlung ſind: i 

1) Vorlegung des Jahresberichts des Direktorii und etwaigen Begleitungs— 
berichts des Verwaltungsrathes, welche gedruckt, und ebenfalls, wie ad 
$. 153 beſtimmt iſt, zur Entgegennahme und Ueberſendung bereit ſeyn 
muͤſſen. 5 > 

2) Wahl neuer Mitglieder des Direktoriums und des Verwaltungsrathes, 
nach $. 32. und 47. 

3) Die Verwaltungs⸗Gegenſtaͤnde, welche nach F. 44. dem Beſchluſſe der 
General-Verſammlung vorbehalten werden, und die etwa nach K. 32. 
"ad 4. zu ihrer Entſcheidung geſtellt werden, 

4) ferner beſondere Antraͤge und Vorſchlaͤge des Direktoriums, des Ver— 
waltungsraths oder einzelner Mitglieder. 2 

5) Das Protokoll der General-Verſammlung wird gedruckt und den Aktio— 
nairs auf Verlangen mitgetheilt. 
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Alle Anträge, welche von Einzelnen ausgehen, muͤſſen wenigſtens 14 Tage 
vor der General-Verſammlung bei dem Verwaltungsrathe ſchriftlich überreicht, 
und 8 Tage vor derſelben von dieſem dem Direktorio mitgetheilt ſeyn, widris 
genfalls dem Direktorio in Vereinigung mit dem Verwaltungsrathe freiſteht, 
e daruͤber bis zur naͤchſten General-Verſammlung verlegt zu 
verlangen. b 
Auch das Direktorium und der Verwaltungsrath werden ſich gegenſeitig 
die Gegenſtaͤnde ihrer beſonderen Vortraͤge 8 Tage zuvor mittheilen. 


$. 59. 


Beſchluͤſſe, wodurch eine Abaͤnderung dieſer Statuten, Anlegung von Zweig⸗ 
bahnen und Vereinigung mit anderen Eiſenbahn-Unternehmungen, wegen ge— 
genſeitiger Benutzung der Bahnen beſtimmt werden ſollen, erfordert eine Ma— 
joritaͤt von : der Stimmen der anweſenden und durch ſie vertretenen Mitglieder. 

8 Zur Abaͤnderung dieſes Statuts iſt außer der Genehmigung des Staats 
auch erforderlich, daß die Abſicht der Aenderung in der Berufung der Geſell— 
ſchaft angezeigt werde. 

§. 60. 

Die Aufloͤſung der Geſellſchaft kann nur in einer, mit ausdrücklicher 
Bekanntmachung dieſes zu verhandelnden Gegenſtandes, ausgeſchriebenen Gene: 
facher Akten der Geſellſchaft, in welcher wenigſtens die Beſitzer von 2 
ſaͤmmtlicher Aktien anweſend oder vertreten find, durch eine Mehrheit von mins 

a deſtens 


Re 


defteng 2 der Stimmen der Anweſenden, unter Genehmigung des Staats be: 
ſchloſſen werden. i 
Sollten auf die erlaſſene Einladung ſich nicht die Beſitzer von 3 ſaͤmmt⸗ 
licher Aktien verſammeln, ſo kann, wenn es durch die abſolute Stimmenmehr- 
heit der Anweſenden beſchloſſen wird, eine neue General-Verſammlung zum 
Beſchluß über die Aufloͤſung ausgeſchrieben werden, in welcher ſodann 2 der 
Stimmen der darin anweſenden oder vertretenen Aktionairs die Auflöfung für 
die geſammte Geſellſchaft verbindlich ausſprechen konnen. 
Daß dieſes zulaͤſſig, iſt in der Einladung zur neuen Verſammlung aus— 
druͤcklich mit aufzunehmen. 
In der Verſammlung, worin guͤltig die Aufloͤſung beſchloſſen werden 
kann und wird, ſollen ſodann zugleich die Modalitäten derſelben, für alle Ak— 
tionairs verpflichtend, beſchloſſen werden. e 


VIII. Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staate. 
$. 61. 

Die Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zum Staate werden durch den Inhalt 
der ihr zu ertheilenden Allerhoͤchſten Konzeſſion und durch die, in dem Geſetze 
über Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. enthaltenen allgemei- 
nen geſetzlichen Beſtimmungen geregelt. 


IX. Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


1) Die auf den Grund des vorſtehenden vereinbarten Statuts erfolgenden 
Wahlen des Direktoriums und des Verwaltungsraths, und deren darnach 
erfolgende Geſchaͤftsfuͤhrung ſollen unter erwarteter und erfolgender Al— 
lerhoͤchſter Genehmigung des Statuts bleibende Guͤltigkeit haben. 

Auch ſollen die zu dieſen beiden Autoritaͤten Erwaͤhlten vereint be— 
fugt ſeyn, etwaige Abaͤnderungen der Beſtimmungen und der Faſſung 
des Statuts, die von den hohen Behoͤrden verlangt werden, zu treffen, 
und für die geſammte Geſellſchaft verbindend zuzugeſtehen und feſtzuſtel⸗ 
len; in ſofern fie es nicht vorziehen ſollten, bei der Wichtigkeit derfel- 
ben zuvor die General⸗Verſammlung zu befragen. 

2) Da es jedoch fuͤr die erſten Wahlen des Direktoriums und des Ver— 
waltungsraths aus Gruͤnden, die in der Sache liegen, zweckmaͤßig er— 
ſcheint, daß zuerſt das Direktorium und demnaͤchſt erſt der Verwaltungs: 
rath erwaͤhlt werde, und da mithin die Modalitäten des $. 32. des 
Statuts beim noch nicht Beſtehen des Verwaltungsraths fuͤr diesmal 
nicht beobachtet werden koͤnnen, ſo ſoll die erſte Wahl in folgender 
Weiſe ſtattfinden: 

a) die zuerſt vorzunehmende Wahl der Direktion erfolgt unbeſchraͤnkt 

im Vorſchlage durch die General-Verſammlung dergeſtalt, daß 
jedem ſtimmfaͤhigen Mitgliede freiſteht, einen Kandidaten dafuͤr 
vorzuſchlagen, nach geſchloſſener Kandidatenliſte uͤber jeden Vor— 
geſchlagenen beſonders abgeſtimmt wird, und nach der ſich aus 
(No. 2123.) N die⸗ 
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dieſer Abſtimmung ergebenden relativen Mehrheit der guͤnſtigen 
Stimmen die Ernennung zu Direktoren oder deren Stellvertre⸗ 
ter erfolgt. Pei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

b) Hiernaͤchſt erfolgt auf gleiche Weiſe Vorſchlag und Wahl für 
den Verwaltungsrath, doch mit Beachtung der Beſtimmung des 
$. 47. ruͤckſichtlich des Wohnorts derſelben, ſo daß alſo, wenn 
unter den 16, welche die meiſten Stimmen haben, nicht die feſt⸗ 
geſetzte Zahl von in Stettin und Berlin wohnhaften Aktiongirs 
iſt, von dieſen ſo viele, als zur Ergaͤnzung jener Zahl noͤthig, 
an die Stelle derer treten, welche von den 16 die wenigſten 
Stimmen gehabt haben. 

e) Sollte Einer oder der Andere der nicht in der Verſammlung 
Anweſenden hiernaͤchſt die Wahl ablehnen, ſo tritt fuͤr Direkto⸗ 
ren der naͤchſte Stellvertreter derſelben, fuͤr dieſen der, welcher 
bei der Wahl zu Direktoren und Stellvertretern nächſt letzterem 
die meiſten Stimmen hatte, ein, und auf gleiche Weiſe erfolgt 
die Ergänzung der Mitglieder des Verwaltungsraths und ihrer 
Stellvertreter. 

Wenn hierbei das nachträgliche Eintreten als Stellvertreter 
der Direktoren auf Jemand faͤllt, der im Verfolg der Wahlver⸗ 
handlung demnaͤchſt zum Mitgliede oder Stellvertreter im Ver⸗ 
waltungsrathe gewaͤhlt worden iſt, ſo ſteht es dieſem frei, zu 
wählen, welche Stelle er behalten will. 

3) Da die Provinz Alt-Pommern, wegen der von derſelben auf 6 Jahre 
nach vollendetem Bau uͤbernommenen Zins⸗Garantie fuͤr die Mehrzahl 
der erfolgten Zeichnungen, ein weſentliches Intereſſe bei der Verwaltung 
des Unternehmens hat, fo ſoll während des Baues und fuͤr die Dauer 
der Garantie, der Provinz Alt-Pommern und reſp deren Organen Die: 
jenige Einwirkung auf die Verwaltung zugeſtanden werden, welche die⸗ 
ſelbe in ihrem Beſchluſſe vom 12. Dezember 1839. ſich vorbehalten hat, 
und welche derſelben vom Komité im Intereſſe des Unternehmens zu: 
geſtanden worden iſt. 


